Deulsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Mündlidie Anfragen 

gemäß §111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 18. Juni 1969 
am Donnerstag, dem 19. Juni 1969 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordneter In welcher Form beabsichtigt der Bundeskanz- 
Ertl 1er, seine in Tokio abgegebenen Äußerungen 

zu den Präsidentschaftswahlen in Frankreich 
zu korrigieren, damit dort in der Öffentlichkeit 
nicht der Eindruck einer Einmischung entsteht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in letz- 

Deringer ter Zeit mehrfach Rechtsanwälte unter Mitwir- 

kung von Partnern, Büropersonal oder Fami- 
lienangehörigen „Verbände" zur Förderung 
gewerblicher Interessen oder zum Schutz von 
Verbraucherinteressen gegründet haben, um 
gegen verhältnismäßig geringfügige Wettbe- 
bewerbsverstöße kleiner, besonders mittel- 
ständischer Unternehmen Vorgehen zu kön- 
nen? 


3. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in diesem Vorge- 

Deringer hen nicht einen Mißbrauch der Klagebefugnis, 

die § 13 des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb Verbänden, insbesondere auch 
Verbraucherverbänden, gewährt? 


4. Abgeordneter 

Deringer 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
derartigen Mißbräuchen Einhalt zu gebieten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

5. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Dröscher in einem kürzlich vor dem Bundessozialgericht, 

erfolgreich für die Klägerin, abgeschlossenen 
Rentenfall dem vertretenden Rechtsanwalt 
ein Honorar von weniger als 100 DM ge- 
währt werden konnte, nachdem bei solch nie- 
drigen Gebührensätzen die Rechtsgleichheit 


Drude: Budidrudeerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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für minderbemittelte Kläger mangels zur Ver- 
tretung bereiter Rechtsanwälte nicht mehr ge- 
geben erscheint? 

6. Abgeordneter Sind Pressemitteilungen zutreffend, wonach 
Burger ein 43-jähriger Mathematiker mit Hilfe eines 

Computers fast 12 000 Rentnern in der Bundes- 
republik Deutschland zu einer angemessenen 
Altersversorgung verholten hat und in unge- 
zählten Fällen Rentenverbesserungen um 
200 DM erreichte? 


7. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen das 
Burger dadurch geweckte Mißtrauen, das die Rentner 

in die Richtigkeit ihres eigenen Rentenbe- 
scheides setzen, zu tun? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 


8. Abgeordneter 

Behrendt 


Bis wann ist nunmehr mit Verhandlungen 
über die Gründung eines Europäischen Ju- 
gendwerkes zu rechnen? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


9. Abgeordneter 
Hirsch 


10. Abgeordneter 
Hirsch 


11. Abgeordneter 
Hirsdi 


12. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Wird die Bundesregierung das Inkrafttreten 
des Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetzes 
zum Anlaß nehmen, die darin enthaltenen Be- 
soldungsverbesserungen für Bundesbeamte 
gemäß §§ 27, 126 BEG unverzüglich auch den 
rentenberechtigten Verfolgten des National- 
sozialismus zugute kommen zu lassen? 

Anerkennt die Bundesregierung die gesetz- 
liche Verpflichtung dabei, auch alle strukturel- 
len Besoldungsverbesserungen mit zu berück- 
sichtigen? 

Wird die Bundesregierung die Gelegenheit der 
hierzu notwendigen Änderungen der Verord- 
nungen zum BEG nutzen, um die nach dem 
BEG Rentenberechtigten endlich auch in den 
ihnen gesetzlich zustehenden Genuß der Be- 
soldungsverbesserungen kommen zu lassen, 
die schon das Erste Besoldungsneuregelungs- 
gesetz den Bundesbeamten gewährt hat? 

Wieweit sind die Vorbereitungen zu einer 
Novellierung des § 34 a Einkommensteuer- 
gesetz gediehen, von denen der Parlamenta- 
rische Staatssekretär des Bundesministers der 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Finanzen in der Fragestunde vom 28. März 
1969 auf die Anfragen des Bundestagsabgeord- 
neten Adolf Müller (Berlin) berichtete, um 
nach der Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichtes vom 15. Januar 1969 (IBvR 723/65) 
den Gleidiheitsgrundsatz bei der Steuerfrei- 
heit für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 
zu respektieren? 


13. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbadi) 


In welcher Weise werden bis zu einer neuen 
gesetzlichen Regelung des Problemkreises zu 
§ 34 a Einkommensteuergesetz die bei den 
Finanzbehörden noch anhängigen und nicht 
abgeschlossenen Fälle behandelt, etwa da- 
durch, daß die Zuschläge für Sonntags-, Feier- 
tags- und Nachtarbeit für die Zwischenzeit 
steuerfrei belassen werden, die Bearbeitrmg 
von Einsprüchen zunächst ruht, die Vollzie- 
hung ausgesetzt und gegebenenfalls Voll- 
streckungsaufschub gewährt wird? 


14. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Dröscher rung über die Frage, ob und wie eine Ent- 

schädigung der im „Dritten Reich"' zwangs- 
weise und zu unrecht Sterilisierten erfolgen 
kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


15. Abgeordneter Wie ist es zu erklären, daß die Deutsche Bun- 
Folger despost an einem Tag (4. Juni 1969) neun Son- 

derbriefmarken herausgegeben und damit die 
Sammler und die Postbeamten übermäßig be- 
ansprucht hat? 


16. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, mit welchem 
Geldner Kostenaufwand die Deutsche Bundespost in 

den letzten Monaten mit dem Portrait des 
Bundespostministers für ihre verschiedenen 
Einrichtungen geworben hat? 


17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Verord- 
Sänger nung zur Änderung der Verordnung über 

Gebühren für Nebentelegraphen rmd für den 
Fernschreibdienst vom 18. Mai 1967 dahin zu 
ändern, daß die Gebühren der Pressebetriebe 
für Standleitungen auch dann zu dem ermäßig- 
ten Pressetarif berechnet werden, wenn diese 
Leitungen nicht nur mit 50, sondern wie heute 
weitgehend in Gebrauch mit 100 bis 200 Baud 
betrieben werden? 
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18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, da es seit 
Dr. Marx Gründung der Bundeswehr und im Gegensatz 

(Kaiserslautem) zu anderen Ländern noch keine Briefmarken 
mit Motiven aus dem Bereich der Verteidi- 
gung gegeben hat, entsprechende Anregungen 
und Vorschläge zu machen oder zu verwirk- 
lichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


19. Abgeordnete Was hat die Bundesregierung veranlaßt, trotz 
Frau Dr. Heuser der erheblichen Bedenken der Ärzteschaft 

Salze der Acetylsalicylsäure zur Freiverkäuf- 
lichkeit zuzulassen? 

20. Abgeordnete Lag es wirklich in der Absicht der Bundesre- 
Frau Dr. Heuser gierung, jod- und bromhaltige Injektionsprä- 
parate zum Zwecke der Diagnostik zur Frei- 
verkäuflichkeit zuzulassen? 


21. Abgeordnete Was ist anstelle des im Entwurf gestrichenen 
Frau Dr. Heuser Wirkungskatalogs in die von der Bundesre- 
gierung beschlossenen Verordnungen nach 
§§ 30, 32 des Arzneimittelgesetzes aufgenom- 
men worden? 

22. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß von 

Petersen 1 Million jährlich in der Bundesrepublik 

Deutschland geborenen Kindern 3®/oo = 3000 
an infantiler Cerebralparese leiden? 

23. Abgeordneter Welche Möglichkeiten und Maßnahmen hat 

Petersen die Bundesregierung getroffen, um die Früh- 

erfassung, Frühbehandlung und Rehabilitation 
dieser Kinder soweit möglich zu sichern? 

24. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Petersen eine ausreichende Behandlung und die Errich- 

tung eines Spezialzentrums für Diagnostik, 
Therapie und Rehabilitation für cerebralpare- 
tische Kinder auf überregionaler Ebene zu 
ermöglichen? 

25. Abgeordneter Entsprechen die Vorschriften über Herstellung 

Schmitt- und Verkauf von Speiseeis den hygienischen 

Vockenhausen und bakterologischen Anforderungen? 

26. Abgeordneter Welche Folgerungen lassen sich aus der Ty- 

Sdimitt- phus-Epidemie in Linz (Österreich) für eine 

Vockenhausen Verbesserung unserer Vorschriften ziehen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


27. Abgeordneter Ist die Bundsregierung bereit, denjenigen pen- 
' Dr. Miessner sionierten Beamten, die aus dem Eingangsamt 

(A2, A5, A9 und A 13) in den Ruhestand 
versetzt worden sind und deren Versorgung 
im Zuge der Anhebung der Ruhegehälter nun- 
mehr aus dem ersten Beförderungsamt (A3, 
A6, A 10 und A 14) erfolgt, auch die Berech- 
tigimg zuzuerkennen, die entsprechende Amts- 
bezeichnung zu führen? 

28. Abgeordnete Wird die Bundesregierung in den Tarifver- 
Frau Renger handlungen mit den Gewerkschaften ÖTV und 

DAG am 19. Juni 1969 den Standpunkt ein- 
nehmen, daß die Angestellten im Schreib- 
dienst am Bewährungsaufstieg in die Vergü- 
tungsgruppe VI b teilnehmen sollen bzw. nach 
echten Leistungsmerkmalen in der Vergü- 
tungsgruppe VI b einzugruppieren sind? 

29. Abgeordnete Vertritt die Bundesregierung mit mir die Auf- 
Frau Renger fassimg, daß die bloße Gewährung einer Be- 
währungszulage und eines vorgezogenen Stei- 
gerungsbetrages nicht der berechtigten Forde- 
rung nach dem Bewährungs- bzw. Leistungs- 
aufstieg in die Vergütungsgruppe VI b ent- 
spricht? 

30. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das 

Dr. Arndt Verhalten der ausländischen — insbesondere 

(Hamburg) arabischen — Studenten, die sich an den Aus- 

schreitungen gegen den Botschafter Israels in 
der Bundesrepublik Deutschland beteiligt ha- 
ben, mit dem ihnen in Deutschland gewährten 
Gastrecht vereinbar ist? 


31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, der Hessischen 

Dr. Arndt Landesregierimg imd dem Senat der Freien 

(Hamburg) und Hansestadt Hamburg die sofortige Aus- 

weisung aller ausländischen Studenten aus der 
Bundesrepublik Deutschland zu empfehlen, die 
sich aktiv und unter Verletzung des ihnen zum 
Studium gewährten Gast rechts an den Aus- 
schreitungen gegen den Botschafter Israels be- 
teiligt haben? 

32. Abgeordneter Hat die Aufforderung auf dem Abgeordneten- 

Strohmayr Ausweis „Alle Dienststellen werden gebeten, 

den Inhaber dieses Ausweises bei der Aus- 
übung seines Amtes zu unterstützen imd ihm 
jede mögliche Hilfe zu gewähren" uneinge- 
schränkt Gültigkeit oder sind Dienststellen, 
insbesondere solche des Freistaates Bayern, 
von der Auflage befreit? 
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33. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Einvemeh- 
Dichgans men mit den Ländern vor der Verabschiedung 

der einschlägigen Ländergesetze eine europä- 
ische Harmonisierung der Zugangsvorausset- 
zungen zu den verschiedenen Graden der In- 
genieurausbildung, von den Universitätsinge- 
nieuren bis zu den Techniciens Superieurs, und 
der Abschlußzeugnisse dieser verschiedenen 
Stufen innerhalb der Europäischen Wirt- 
schaftskommission zu betreiben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


Ist es der Bundes regienmg bekannt, daß nach 
§ 4 Abs. 1 der Richtlinien für die bevorzugte 
Berücksichtigung von Personen und Unterneh- 
men aus dem Zonenrandgebiet und aus Berlin 
(West) bei Vergabe öffentlicher Aufträge das 
Eintreten eines Bewerbers aus dem Zonen- 
randgebiet oder Berlin (West) nur dann mög- 
lich ist, wenn die Zerlegung in Lose vor Aus- 
schreibung erfolgte? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
auf diese Art und Weise die Umgehung der 
Berücksichtigungs Vorschriften zum Nachteil 
der Betriebe aus dem Zonenrandgebiet und 
Berlin (West) jederzeit möglich ist? 

Beabsichtigt die Bundesregierung gegebenen- 
falls kurzfristige Änderungen dieser, für die 
Betriebe aus dem Zonenrandgebiet und Berlin 
(West) nachteiligen Vorschriften vorzimeh- 
men? 

37. Abgeordneter Ist es vertretbar, mittelständische Hersteller 

Lampersbadi in der Bundesrepublik Deutschland dadurch in 

ernste Wettbewerbsschwierigkeiten zu brin- 
gen, daß ostzonale Ware zu außergewöhnlich 
niedrigen Preisen — es sind vom Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft (BAW) Preisunter- 
schiede von 32®/o gebilligt worden — herein- 
gelassen wird? 

38. Abgeordneter Ist es insonderheit vertretbar, daß das BAW 

Lampersbach der ostzonalen Ware einen beträchtlichen 

Preisvorsprung dadurch zubilligt, daß Preisab- 
schläge für angebliche, von fachmännischer 
Seite bestrittene Qualitätsimterschiede und für 
das ebenfalls bestrittene sogenannte Interzo- 
nenrisiko vorgenommen werden? 

39. Abgeordneter Wird es nicht für richtig erachtet, das Preis- 

Lampersbach prüfungsverfahren, das stark verbesserungs- 

bedürftig ist, auszubauen und den Erforder- 
nissen der Praxis anzupassen? 


36. Abgeordneter 

Kühn 

(Hildesheim) 


35. Abgeordneter 

Kühn 

(Hildesheim) 


34. Abgeordneter 
Kühn 

(Hildesheim) 
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40. Abgeordneter Ist bei Beaditung der vom Bundesminister des 
Weigl Innern erarbeiteten Kriterien zur Raumord- 

nung mit einer Neuabgrenzung bzw. Erweite- 
rung des Regionalen Förderungsprogramms 
zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


41. Abgeordneter 
Maucher 


Stimmt die Meldung in der Bild-Zeitung, wo- 
nach kostenlos Mildi für alle Schüler an 240 
Schultagen verabreicht werden soll? 


42. Abgeordneter 
Maucher 


Wenn diese Meldung stimmt, wann ist mit 
dem Beginn dieser begrüßenswerten Maßnah- 
me zu rechnen? 


43. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 


44. Abgeordneter 
Peters 
(Poppenbüll) 


45. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 


46. Abgeordneter 
Härzschel 


47. Abgeordneter 
Härzsdiel 


48. Abgeordneter 
Härzschel 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um ein Unterlaufen des EWG-Agrar- 
preisniveaus in der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch Einfuhren aus Ländern mit über- 
bewerteter Währung zu verhindern? 

Hält die Bundesregierung die Erhebung einer 
Währungsausgleichsabgabe neben der Einfuhr- 
umsatzsteuer für ein geeignetes Mittel, das 
Agrarpreisniveau vor unlauterem Wettbe- 
werb nach Frage 43 zu schützen? 

Welche Überlegungen hat die Bundesregie- 
rung angestellt, um Sofortmaßnahmen im Falle 
einer unvermeidlichen Aufwertung der D-Mark 
ergreifen zu können, damit das Agrarpreis- 
niveau dann in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gehalten wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang in der Bundesrepublik Deutschland 
Antibiotica, darunter Penicillin, dem Futter 
von Tieren beigemischt werden, um die Er- 
träge zu steigern? 

Hat die Bundesregierung den Verdacht ge- 
prüft, ob durch die Fütterung von Antibiotica 
nachträglich bei Menschen eine Gefährdung 
dadurch eintreten könnte, daß durch den Ge- 
nuß des Fleisches von diesen Tieren sich 
Krankheitserreger im Körper des Menschen 
an Antibiotica gewöhnen und im Falle einer 
akuten Erkrankung Antibiotica als Heilmittel 
nicht mehr voll anspricht? 

Wie ist die Rechtssituation bezüglich der Füt- 
terung von Antibiotica in der EWG und in den 
Ländern, die Fleisch in die Bundesrepublik 
Deutschland exportieren? 
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49. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, in Gebieten 
Weigl mit extremen niedrigen Einkommens Verhält- 

nissen in der Landwirtschaft die Flurbereini- 
gung verstärkt zu fordern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


50. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für mit den im 

Dr. Klepsch Soldatengesetz niedergelegten Pflichten eines 

Soldaten vereinbar, wenn Major Pawelczyk 
in einer mit seinem Bild in Bundeswehruni- 
form versehenen Anzeige der Tageszeitung 
„Die Welt" vom 2. Juni 1969 unter anderem 
erklärt, ihm könne nur die SPD Sicherheit und 
dauerhaften Frieden garantieren? 

51. Abgeordneter Mit welchem Ergebnis ist dieses Verhalten 

Dr. Klepsch disziplinär gewürdigt worden? 

52. Abgeordneter Beabsichtigt der Bundesverteidigungsminister, 

Dr. Klepsch in der größten Garnisonstadt Deutschlands in 

Koblenz zur körperlichen Ertüchtigung der 
Soldaten ein Hallenschwimmbad zu errichten? 

53. Abgeordneter Welchen Umfang hat in der letzten Zeit die 

Dr. Marx vormilitärische Erziehung und Ausbildung 

(Kaiserslautern) — auch im Bereich der Kinderorganisationen, 

der Schuljugend, der Universitäten und der 
„Gesellschaft für Sport und Technik" — im 
Bereich des SED-Staates angenommen? 

54. Abgeordneter Welche Gründe sind nach Auffassung der Bun- 

Moersch desregierung für das Ausscheiden des Histo- 

rikers Prof. Hillgruber aus dem Militärge- 
schichtlichen Forschungsamt in Freiburg maß- 
geblich? 

55. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 

Moersch mit die dort begonnene Darstellung einer Ge- 

schichte des 2. Weltkrieges zu Ende geführt 
werden kann? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 


56. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, bundeseinheit- 
Frau Blohm liehe Sonderregelmigen für Ärzte im Straßen- 

verkehr einzuführen, damit die Notfallpatien- 
ten schnelle ärztliche Hilfe zur Abwendung 
von Gefahren für Gesundheit und Leben auch 
bei schwierigen Verkehrs Verhältnissen erhal- 
ten können? 
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57. Abgeordnete 

Frau Blohm 


58. Abgeordnete 

Frau Blohm 


59. Abgeordneter 

Dichgans 


60. Abgeordneter 

Dichgans 

61. Abgeordneter 

Biechele 


62. Abgeordneter 

Biediele 


63. Abgeordneter 

Biediele 


64. Abgeordneter 

Wendelborn 


65. Abgeordneter 

Dröscher 


€6. Abgeordneter 

Neumann 

(Stelle) 

67. Abgeordneter 
Neumann 
(Stelle) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bishe- 
rige mustergültige Regelungen in einigen 
Bundesländern sowie in zahlreichen Städten 
leider bei vielen Behörden, denen anscheinend 
Einsicht und guter Wille fehlt, keine Nach- 
ahmung gefunden haben? 

Ist die Bundesregierung ebenfalls der Mei- 
nung, daß die Durchführung solcher wichtiger 
gesundheitspolitischer Maßnahmen, wie 
schnelle mögliche ärztliche Hilfe für Notfall- 
patienten, nicht vom Ermessen einzelner Be- 
hörden abhängig gemacht werden darf, son- 
dern daß eine einheitlich geltende gesetzliche 
Regelimg dringend notwendig ist? 

Wieviel. DM sind seit Gründung der Bundes- 
republik Deutschland insgesamt für den Bau 
(einschließlich Erweiterung) von Flughäfen 
(einschließlich Militärflughäfen) ausgegeben 
worden? 

Welcher Teilbetrag davon diente dem Lärm- 
schutz der Bevölkerung? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Bau des 
2. Rheinübergangs in Konstanz planerisch und 
finanziell mit allen Möglichkeiten zu fördern, 
nachdem der verkehrspolitische Notstand im 
Zusammenhang mit der unumgänglichen Er- 
neuerung des Belags der einzigen Rheinbrücke 
für Konstanz erschreckend deutlich wurde, ein 
Notstand, dessen Folgen unabsehbare Gefah- 
ren heraufbeschwören können? 

Bis zu welchem Zeitpunkt werden die Planun- 
gen für den 2. Rheinübergang in Konstanz 
(Brücke und Tunnel) abgeschlossen sein? 

Bis zu welchem Zeitpunkt kann mit dem Bau- 
beginn und mit der Fertigstellung des 2. 
Rheinübergangs in Konstanz gerechnet wer- 
den? 

Sieht die Bundesregierung in der Tatsache, 
daß auf der diesjährigen Luftfahrtschau in 
Paris der Prototyp eines Düsentriebwerkes 
gezeigt wurde, der sich durch eine bemerkens- 
wert geringe Lärmentwicklung auszeichnet, 
die Möglichkeit, den Fluglärm in Zukunft an 
der Quelle zu bekämpfen? 

Was geschieht, um die angesichts der moder- 
nen Möglichkeiten der Technik oft ungewöhn- 
lich langen Wartezeiten an den beschrankten 
Bahnübergängen zu verkürzen? 

In welchem Stadium sind die Vorarbeiten für 
den Bau des Verschiebebahnhofs Maschen/ 
Krs. Harburg? 

Welchen finanziellen Umfang wird das Pro- 
jekt haben? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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68. Abgeordneter Wann wird mit dem Beginn der Baumaßnah- 
Neumann men gerechnet? 

(Stelle) 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


69. Abgeordneter Welche Überlegungen haben dazu geführt, die 
Strohmayr Bewilligung von Sondermitteln zur Förderung 

von Pflegebetten in Altenheimen und Alten- 
Wohnheimen auszuschließen? 


70. Abgeordneter 
Strohmayr 


71. Abgeordneter 
Weigl 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be- 
legung von Pflegebetten in Altenheimen und 
Altenwohnheimen ebenfaUs eine Dauerunter- 
bringung und die Freimachung von Wohn- 
räumen darstellt, wie dies bei der Förderung 
von Altenheim- und Altenwohnheimplätzen 
zugrunde gelegt wird? 

Wird die Bundesregierung im Haushaltsjahr 
1970 Mittel für den Facharbeiter- Wohnungs- 
bau in den Zonenrandgebieten einplanen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsdie Fragen 


72. Abgeordneter 
Forsch 


73. Abgeordneter 
Porsdi 


74. Abgeordneter 
Forsch 

75. Abgeordneter 

Rollmann 


76. Abgeordneter 

Rollmann 


Was ist das Maximum dessen, was die Bun- 
desregierung nach Ansicht des Bundesmini- 
sters für gesamtdeutsche Fragen hätte tun 
könnön, aber nicht getan hat, um zu einer Ver- 
bessung des Verhältnisses zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Sowjetunion 
zu kommen? 

Wann sind Gelegenheiten versäumt worden, 
zu einer Verbesserung des deutsch-sowjeti- 
schen Verhältnisses zu gelangen? 

Wer trägt die Schuld an diesen Versäum- 
nissen? 

Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen, um Pia Märker, die in der „DDR" 
widerrechtlich zurückgehalten wird, ihrer in 
der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
Mutter wieder zuzuführen? 

Warum weicht die Bundesregierung im Ver- 
waltungsstreitverfahren Märker / Bundesre- 
publik Deutschland der abschließenden recht- 
lichen Klärung durch das Bundesverwaltungs- 
gericht aus, indem sie die Zustimmung zur 
Einlegung der Sprungrevision versagt hat? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


77. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die An- 
schuldigungen des Korvettenkapitäns a. D. 
Ernst Jäckel und des Weltbundes zum Schutze 
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78. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 


79. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 


80. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 


81. Abgeordneter 

Moersch 


82. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


83. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


des Lebens e. V. gegenüber Regierung, Parla- 
ment und Industrie, die beinhalten, daß auch 
die friedliche Nutzung der Kernspaltung we- 
gen mangelnder Abschirmungsmöglichkeit ge- 
fährlicher Strahlungen unübersehbare Schäden 
für die Volksgesundheit hervorrufen? 

Bezugnehmend auf die Ausführungen des Bun- 
desministers für wissenschaftliche Forschung 
auf der Jahresversammlung des Stifterver- 
bandes für die Deutsche Wissenschaft am 
9. Mai 1969, in denen er einen „übergreifen- 
den Verbund" zwischen der Fraunhofer-Ge- 
sellschaft als künftiger Trägergesellschaft für 
die öffentlichen Einrichtungen der angewand- 
ten Forschung einerseits mit den wirtsdiafts- 
eigenen Forschungseinrichtungen andererseits 
gefordert hat, frage ich die Bundesregierung, 
ob dieser „übergreifende Verbund" mit dem 
am 27. April 1969 der Öffentlichkeit vorge- 
stellten „Industrie-Institut zur Erforschung 
technologischer Entwicklungslinien (I. T. E.)" 
identisch ist? 

Wenn nein, welcher Gestalt sind dann die 
Planungen der Bundesregierung zu diesem 
„übergreifenden Verbund"? 

Angesichts der Tatsache, daß der Bundesmini- 
ster für wissenschaftliche Forschung und der 
Bundesminister für Wirtschaft dem Grün- 
dungsausschuß des I. T. E. angehören, frage ich 
die Bundesregierung, wann sie die bisher ge- 
führten Verhandlungen und die weiteren Ab- 
sichten der Bundesregierung in bezug auf das 
I. T. E. — insbesondere auch im Hinblick auf 
die Finanzierung — offenlegen wird, damit 
der Deutsche Bundestag die Beratungen über 
eine mögliche Beteiligung des Bundes am 
I. T. E. aufnehmen kann? 

Ist die Bundesregierung grundsätzlich bereit, 
die Gründung einer privaten Hochschule für 
militärgeschichtliche Forschung dadurch zu för- 
dern, daß sie ein solches Vorhaben durch 
einen Beitrag zur Erstausstattung mit Gebäu- 
den und Inventar finanziell unterstützt? 

Ist die Bundesregierung bereit, nachdem durch 
die Vereinigung der Forschungsanstalten 
AVA, DFL und DVL die Begründung für die 
Sperrung von 5 Millionen DM fortgefallen ist, 
diese Mittel im Haushalt der DFVLR (früher 
DGP) freizugeben? 

Ist die Bundesregierung nicht auch der Auf- 
fassung, daß die weitere Sperre bzw. Kürzung 
der Haushaltsmittel um zusätzlich 3 Millio- 
nen DM mit dem Hinweis auf Konjunktur- 
dämpfungsmaßnahmen im Bereich der For- 
schung völlig abwegig ist? 
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84. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Mitarbeiter der zur DFVLR zusammengeschlos- 
senen drei alten Anstalten eine Verbesserung 
und nicht eine Verschlechterung der bisher 
unbefriedigenden Lage im Personalbereich und 
auf dem Bau- und Investitionssektor erwarten? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


85. Abgeordneter 

Brück 

(Holz) 


86. Abgeordneter 

Dr. Apel 


87. Abgeordneter 

Behrendt 


88. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


89. Abgeordneter 

Borm 


90. Abgeordneter 

Borm 


91. Abgeordneter 

Borm 


92. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß deutsche Truppenverbände zum Abschluß 
von Nato-Manövern an einem Vorbeimarsch 
vor der griechischen Militärjunta teilgenom- 
men haben? 

Ist sich die Bundesregierung der Tatsache be- 
wußt, daß die griechische Militärjunta dieses 
Ereignis innenpolitisch als Beweis für ihre in- 
ternationale Anerkennung ausbeutet und daß 
das u. a. Konsequenzen für das Vorgehen der 
Junta gegenüber dem schnell wachsenden de- 
mokratis^en Widerstand im Lande haben 
kann? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
zur Verlängerung der Übergangszeit der EWG 
über den 31. Dezember 1969 hinaus ein? 

Ist es richtig, daß einer Anzahl von Deutschen 
in der Sowjetunion, die auch nach sowjetischer 
Rechtsauffassung deutsche Staatsangehörige 
sind, seit vielen Jahren die Ausreise zu ihren 
Familienangehörigen in der Bundesrepublik 
Deutschland verweigert wird? 

Trifft es zu, daß das Alliierte Reiseamt in 
Westberlin künftig grundsätzlich Reisegeneh- 
migungen für DDR-Bürger erteilen wird, wenn 
das Gastland dies wünscht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, warum dem 
Rostocker Oberbürgermeister die Einreise nach 
Frankreich vom Alliierten Reiseamt verwei- 
gert worden ist, obwohl er vom Oberbürger- 
meister Dünkirchens eingeladen worden war? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß das Alliierte Reiseamt in Westberlin sei- 
ner Natur nach nicht als politisches Repres- 
sionsinstrument geeignet ist? 

Wie weit sind die durch Pressemeldungen er- 
kennbar gewordenen erneuten deutsch-fran- 
zösischen Gespräche oder Verhandlungen über 
Ersatzlösungen für das sogenannte Mundat- 
wald-Abkommen gediehen? 


V 


Bonn, den 13. Juni 1969 
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